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Gesetz

Beilage 15

vom , mit dem das Landes- und
Gemeindeverwaltungsabgabengesetz geändert wird.

Der Landtag hat beschlossen:

Das Landes- und Gemelndeverwaltungsabgaben­
gesetz, LGBI. Nr. 20/1969, in der Fassung der Kund­
machung LGBI. Nr. 48/1969 wird wie fo~t geändert:

Artikel I

Im § 3 Abs. 1 ist der Betrag ItS 4.500,-" durch
den Betrag ,,5 7.000,_u zu ersetzen.

Artikel 11

Dieses Gesetz tritt mit dem der Verlautbarung
folgenden Monatsersten in Kraft.

Erläuterungen

Diese Erhöhung entspräche -dem Durchschnitt der
Tar-ifobergrenze des Bundes und der übrigen Bun­
desländer. Diese sehen wie folgt aus:

zeigt, die Tar:i:fobergrenze für die Landes- und Ge­
meindeverwaltungsabgaben auch entsprechend zu er­
höhen, wobei eine Erhöhung v.on 5 4.500,- um
55,S % auf 5 7.000,- gerechtfertigt wäre.

Zweck der Vorschreibung der Verwaltungsabg,a­
ben ist, d.e Parteien aus Anlaß von AmtshandlLTngen
der Behörden, die wesentlich in ihrem Privatinteres­
se Uegen, zu einem Seitr,ag llU den aUgemeinen Ko­
sten der Verw.altung zu verhalten. Das bedeutet, daß
dle Höhe der Verwaltungsabgabeneine Funktion
der allgemeinen Kosten der Verwaltun9 darstellt.

Gemäß § 3 des Landes- und Gemeindeverwal­
tungsabgabengesetzes w.ird die Landesregierung er­
mächtigt, das Ausmaß der Landes- und -Gemeiode­
verwaltungsabgaben im Verordnungswege festzuset­
zen, wobei dle einzelnen Tarifposten den Betrag von
S 4.500,- nicht übersteigen dürfen.

Dieser Höchstbetrag ,wurde ,im Jahre 1969 fest­
ge~egt. Seithers'.nd die allgemeinen Kosten der Ver­
waltung er-heblich angesUegen. 80 wurden etwa die
Gehälter im öffentlichen Dienst seit diesem Zeitpunkt
um rund 142 % angehoben. Es wäre daher ange-
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8 4.500,­
S 15.000,­
8 4.500,-


